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In dem Zwangsversteigerungsverfahren

	...

	 Gläubigerin -


gegen 

	
	- Schuldner -


ergeht der folgende 

Beschluss
	Das Verfahren zur Zwangsversteigerung d. .Grundstück ...



wird auf Antrag d.  ...

- Gläubiger - 

aufgrund der vollstreckbaren Ausfertigung des Versäumnisurteils des Landgerichts ... vom ... 
(AZ: ...)  wegen dinglicher Ansprüche aus der in Abteilung III unter Nr. 1 eingetragenen Grundschuld ohne Brief  im Betrag von

	1. Hauptforderung 

2. 15 % Zinsen aus 111.111,00  € seit 01.01.2006
3. 5 % einmalige Nebenleistung aus 111.111,00 € 

	111.111,00  €




und wegen der Kosten der gegenwärtigen Rechtsverfolgung als

Zwangsverwaltungsverfahren fortgesetzt.

Die Wirkungen der für die Zwangsversteigerung mit Anordnungsbeschluss vom 12.07.2006 erfolgten Beschlagnahme bleiben bestehen. Durch die Fortsetzung des Verfahrens als Zwangsverwaltung wird d. Schuldnern die Verwaltung  und Benutzung des Beschlagnahmeobjekts einschließlich der Verfügung über Miet- und Pachtzinsforderungen entzogen.

Als Verwalter wird bestellt

...
Der Verwalter wird ermächtigt, sich den Besitz des Beschlagnahmeobjekts selbst zu verschaffen.

Gründe:

Die Zwangsversteigerung ist auch im zweiten Termin erfolglos geblieben. Auf Antrag des Gläubigers war daher Fortsetzung des Verfahrens als Zwangsverwaltung anzuordnen, § 77 II S. 2 ZVG. Die Voraussetzungen liegen vor.

...
Dipl.-Rechtspflegerin (FH)

Amtsgericht .........
Vollstreckungsgericht                                                                                     
                                                               EILT!

Verfügung vom 09.12.2009 

1. Eintragungsersuchen gesiegelt für Umschreibung des Versteigerungsvermerks in einen Zwangsverwaltungsvermerk an GBA 

2. Zustellung einer Beschlussausfertigung 

an Schuldner  

an Gläubiger

3. Zustellung einer Beschlussausfertigung nebst Bestallungsurkunde an Zwangsverwalter

mit der Bitte, die gemäß § 3  Absatz 1 der Zwangsverwalterverordnung vom 19.12.2003  aufzunehmende Niederschrift über die Inbesitznahme des Grundstücks binnen 6 Wochen vorzulegen.

4. Formlose Mitteilung einer Beschlussausfertigung an

BV 4,5,6,8,9

5. keine Anordnungskosten


6. Aktenzeichen vergeben, den Beteiligten mitteilen, Aktenbehandlung 

7. WV mit ZU und Eintragungsmitteilung /sp. 3 Wochen (Mitt. § 146 Abs. 2 ZVG)

...
Rechtspflegerin

